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Stärker über den engen  
Freundeskreis hinausgehen
Die Errungenschaften der UN-Charta und die Idee einer Ordnung, die auf universellen Regeln fußt, 
erfahren aktuell grundlegende Erschütterungen. Um beides zu bewahren, braucht es nicht nur 
den engen Schulterschluss innerhalb des Westens. Deutschland und seine Partner müssen die 
Kooperation mit Ländern des sogenannten ›Globalen Südens‹ ausbauen.

Zum Zeitpunkt, da sich Deutschlands UN-
Beitritt zum fünfzigsten Mal jährt, steht die 
in der UN-Charta verankerte internationale 

Ordnung vor fundamentalen Herausforderungen. 
Es mag unterschiedliche Ansichten darüber geben, 
ob Russlands Angriffskrieg gegen die Ukraine die 
Erosion der Nachkriegsordnung eingeläutet oder 
lediglich beschleunigt hat. Moskau will diesen 
Krieg jedoch auch ausdrücklich als Kampfansage 
an die westlich geprägte internationale Ordnung 
als solche verstanden wissen.1 Seither ist der Ein-
druck nicht mehr von der Hand zu weisen, dass die 
regelbasierte Ordnung, inklusive ihrer wichtigsten 
Institution, den Vereinten Nationen, grundlegende 
Erschütterungen erfährt (Abbildung 1, S. 161). Ne-
ben Russlands Angriff auf das in der UN-Charta 
verankerte Gewaltverbot und die Norm territoria-
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ler Integrität beruht dieser Eindruck auch auf zahl-
reichen anderen Bemühungen autoritärer Staaten, 
allen voran denen Chinas, die internationale Ord-
nung und ihre Kernregeln zu untergraben und 
durch Regeln illiberaler Prägung zu ersetzen – sei es 
im Bereich der Menschenrechte, der Entwicklungs-
zusammenarbeit oder der globalen Infrastruktu-
ren.2 Neben den vielen konkreten Krisen und Kon-
flikten, die weiterhin die Agenda der UN prägen, 
geht es in den kommenden Jahren für die UN des-
halb vor allem darum, die Errungenschaften der 
gegenwärtigen Ordnung in ein deutlich veränder-
tes geopolitisches Umfeld zu überführen.

Deutschland, dessen Außenpolitik besonders 
stark auf multilaterale Zusammenarbeit im Rah-
men der Vereinten Nationen setzt und das von en-
ger internationaler Verzahnung viele Jahrzehnte 
immens profitierte, hat besonders viel zu verlieren. 
Verhindern, dass globale Machtverschiebungen  
hinweg vom Westen zu einem Niedergang der re-
gelbasierten Ordnung führen, aber kann weder 
Deutschland allein, noch im Verbund des ›Globa-
len Westens‹3. Wie viele jener Regeln sie in eine 
Welt hinüberretten können, in der der Westen rela-
tiv zu anderen Regionen an Gewicht verliert, wird 
zwar maßgeblich davon abhängen, ob es Deutsch-
land und seinen Partnern gelingt, die beeindru-
ckende Ge- und Entschlossenheit zu wahren, die 
sie im Angesicht von Russlands Angriffskrieg ge-
zeigt haben und ob sie es schaffen, diese auf die 
vielen anderen Felder zu übertragen, in denen Nor-
men und Prinzipien der UN-Charta unter Beschuss 
stehen. Für den Erfolg aber wird es auch darauf 
ankommen, ob es den Verbündeten gelingt, deut-
lich stärker über diesen engeren Freundeskreis 
hinauszugehen und die Kooperation mit Ländern 
des sogenannten ›Globalen Südens‹ zu verstärken.

   1  Vladimir Putin, Meeting with State Duma Leaders and Party Faction Heads, Moskau, 7.7.2022, en.kremlin.ru/events/president/news/68836
   2  Tobias Bunde et al., Munich Security Report 2023: Re:vision, München 2023.
   3  Zum Konzept des ›Globalen Westens‹ siehe Gideon Rachman, Xi Jinping’s China and the Rise of the ›Global West‹, Financial Times, 24.10.2022, 

www.ft.com/content/d885aecf-4202-41cd-ad3f-476ffb19631e
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Der Krieg als Weckruf 

Ohne engere Zusammenarbeit mit gleichgesinnten 
Staaten aus Afrika, Asien und Lateinamerika wird 
es nicht gehen. Auch dahingehend war Russlands 
Krieg ein deutlicher Weckruf. Der Westen mag 
weiterhin in der Lage sein, jenen Akteuren massive 
Kosten aufzuerlegen, die das Völkerrecht brechen. 
Ob die Sanktionen greifen, die er gegen Russland 
beschlossen hat, hängt aber auch davon ab, ob 
Staaten wie Indien das Sanktionsregime stützen.4 
Ob die Reputationsschäden, die Verletzungen der 
UN-Charta nach sich ziehen, eine abschreckende 
Wirkung entfalten – beispielsweise gegenüber Bei-
jing, das seine Drohgebärden gegenüber Taiwan 
und den Anrainern des Südchinesischen Meeres in 
den letzten Jahren verstärkt hat –, wird auch davon 
geprägt, ob Länder des ›Globalen Südens‹ solche 
Verstöße ahnden. Und wenn es darum geht, chine-
sische und russische Versuche einzudämmen, wich-
tige Institutionen und Regeln der bestehenden Ord-
nung im Sinne ihrer autoritären Ordnungsvision 
umzugestalten, kommt es eben auch darauf an, wie 
sich Staaten in Afrika, Asien und Lateinamerika 
positionieren. Ihre weltwirtschaftliche Bedeutung 
wächst in den kommenden Jahren und ihre Stim-
men sind schon jetzt für die Mehrheitsbildung in 
der UN-Generalversammlung und anderen inter-
nationalen Organisationen entscheidend.

Der Krieg ist aber noch in anderer Hinsicht ein 
Weckruf für die Beziehungen zum ›Globalen Sü-
den‹. Er hat in Deutschland und andernorts die 
Sorge genährt, dass Länder jenseits des Westens 
zur Verteidigung der Ordnung möglicherweise 
nicht in dem Umfang bereit sind, den es angesichts 
großer Herausforderungen braucht. Auf der einen 
Seite gibt es ausreichend Belege, dass die Ordnung, 
die autoritäre Mächte wie China und Russland an-
visieren, auch in einflussreichen Staaten des ›Glo-
balen Südens‹ wenig Anklang findet. So zeigen 
Umfragedaten der Münchner Sicherheitskonferenz 
(MSC), dass internationale Regeln, die von China 
oder Russland geprägt sind, in den Gesellschaften 
Brasiliens, Indiens und Südafrikas als wenig at-
traktiv gelten (Abbildung 2, S. 162). Auch die 
überwältigenden Mehrheiten von jeweils mehr als 
140 Staaten, die im vergangenen Jahr für UN-Re-
solutionen stimmten, in denen Russlands Angriffs
krieg und Moskaus versuchte Annexionen auf das 
Schärfste missbilligt wurden, zeichnen dieses Bild.5 
Sie zeigen, dass auch jenseits des Westens die Un-

terstützung für jene Kernprinzipien der bestehen-
den Ordnung ungebrochen ist, die sich in der UN-
Charta finden. Auf der anderen Seite haben sich 
einflussreiche Länder wie Indien und Südafrika in 
den relevanten UN-Abstimmungen enthalten. Au-
ßerhalb des Westens hat kaum ein Land Sanktio-
nen gegen Russland verhängt und kaum eines der 
Ukraine Waffen geliefert.

Auf der diesjährigen MSC trat deutlich zutage, 
wie sehr sich die Sicht vieler dieser Staaten auf die 
bestehende Ordnung von der im Westen vorherr-
schenden Auffassung unterscheidet. Während in 
westlichen Staaten im Angesicht Wladimir Putins 
Angriffskriegs vor allem die Sorge dominierte, die 
UN-Charta und Errungenschaften der regelbasier-
ten Ordnung erodierten, machten viele Vertrete-
rinnen und Vertreter des ›Globalen Südens‹ deut-
lich, dass für sie von diesen Errungenschaften nur 
noch wenig zu spüren ist. Und während die einen 
die Zurückhaltung zahlreicher Länder im Umgang 
mit Russlands Invasion als Gefahr für die beste-
hende Ordnung beschrieben, weil sie Revisionisten 
in die Hände spielt, deuteten die anderen diese als 
willkommenes Zeichen der Entwicklung hin zu ei-
ner multipolaren Weltordnung, in der nichtwestli-
che Akteure eine selbstbewusste Interessenpolitik 
betreiben.

   4  Siehe Josh Lipsky/Niels Graham, China is Trading More With Russia – But so Are Many US Allies and Partners, Atlantic Council, 30.5.2023,  
www.atlanticcouncil.org/blogs/new-atlanticist/china-is-trading-more-with-russia-but-so-are-many-us-allies-and-partners/

   5  Siehe dazu Deutscher Übersetzungsdienst bei den Vereinten Nationen, Sondertagungen und Notstandssondertagungen der Generalversamm-
lung, 11. Notstandssondertagung, www.un.org/depts/german/de/gv-sondertagung.html##not

Quelle: Kekst CNC im Auftrag der Münchner Sicherheitskonferenz, siehe auch  
Tobias Bunde et al., Munich Security Report 2023: Re:vision, München 2023. 
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Russlands Invasion der Ukraine ist eine Zeitenwende in der Weltpolitik.

Abbildung 1: Ansichten zu Russlands Angriffskrieg,  
Oktober/November 2022, in Prozent, ca. 1000 Befragte pro Staat
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Von tiefer Enttäuschung und neuer 
Blockfreiheit

Für viele Staaten klafft eine massive Lücke zwi-
schen den Idealen der UN-Charta-basierten inter-
nationalen Ordnung, die weiterhin ihre Unterstüt-
zung erfährt, und deren Umsetzung in der Realität. 
Der Umgang des Westens mit dieser Ordnung, so 
war während der MSC zu hören, sei geprägt von 
Inkonsistenzen und Doppelstandards sowie einer 
generellen Vernachlässigung der Anliegen von Ent-
wicklungsländern. Dabei ist die US-Invasion in 
Irak, die sich gerade zum zwanzigsten Mal jährte, 
aus Sicht vieler Länder nur das eklatanteste Bei-
spiel eines von Doppelstandards geprägten Um-
gangs mit dem Völkerrecht. Gleichzeitig sei das 
Versprechen, nichtwestlichen Staaten in internatio-
nalen Organisationen größeres Gewicht zu ver-
schaffen, ein Lippenbekenntnis geblieben. Die un-
gleiche Verteilung von Impfstoffen während der 
COVID-19-Pandemie, die bislang unerfüllten Ver-
sprechen reicher Staaten im Bereich Klimafinanzie-
rung und deren unzureichende Unterstützung im 
Kampf gegen die Staatsverschuldung zahlreicher 
Entwicklungsländer zeigen zudem: Von einer Ord-
nung, die auch nichtwestlichen Staaten eine Stim-
me verschafft und die allen Mitgliedern gleicher-
maßen zugutekommt, könne nicht die Rede sein.

Die Zunahme von Protektionismus in den USA 
und Europa verstärkt zudem den Eindruck, der 
Westen verlange vom ›Globalen Süden‹ angesichts 
großer geopolitischer Umbrüche mehr Einsatz in 
der Verteidigung internationaler Regeln, während 
er selbst die Veränderungen zum Anlass nehme, mit 
zentralen Prinzipien zu brechen. Noch dazu verfol-
ge er die Rückabwicklung der regelbasierten Han-
delsordnung ohne Rücksicht auf die überproporti-
onalen Konsequenzen für ärmere Länder der Welt 
und deren Chancen auf Entwicklung.6

Der Frust, den viele Staaten gegenüber dem Wes-
ten und der internationalen Ordnung empfinden, 
prägt ihren Blick auf den russischen Angriffskrieg 
gegen die Ukraine. Für diese Länder ist wenig ver-
ständlich, dass der Westen für die Unterstützung 
der Ukraine ungeahnte Ressourcen mobilisiert, die 
für Krisen und Konflikte im ›Globalen Süden‹ ak-
tuell fehlen. Obgleich sich der blutigste Krieg des 
vergangenen Jahres in Äthiopien ereignete, sei es 
der russische Angriffskrieg gewesen, der die Agen-
da des UN-Sicherheitsrats dominierte.7 Und wäh-
rend der humanitäre Appell der UN für finanzielle 
Unterstützung für die Ukraine letztes Jahr zu mehr 
als 80 Prozent finanziert war, waren es jene für 
Äthiopien, Jemen und Syrien nur jeweils etwa zur 
Hälfte.8

Nicht alle Kritik ist berechtigt. Inkonsistenzen 
sind nicht immer vermeidbar und Doppelstandards 
gewiss kein Privileg des Westens. Völkerrechtswid-
riges Verhalten wird den USA deutlich länger nach-
getragen als anderen Staaten und dafür oft der ge-
samte Westen in Sippenhaft genommen. Es ist 
zweifellos wohlfeil, den Europäern vorzuwerfen, 
dass ihnen ein Krieg auf dem eigenen Kontinent, 
der zudem eine nuklear bewaffnete Großmacht 
involviert, größere Sorge bereitet, als Konflikte in 
weiter entfernten Regionen. Aber manche Kritik ist 
eben durchaus berechtigt. Das betrifft insbesonde-
re unzureichendes Engagement des Westens im 
Kampf gegen globale Ungleichheit – ob bei der Re-
duktion struktureller Benachteiligung nichtwestli-
cher Staaten in internationalen Organisationen oder 
dem Erreichen der Ziele für nachhaltige Entwick-
lung (Sustainable Development Goals – SDGs). Diese 
Versäumnisse sind dort besonders problematisch, 
wo westliche Staaten, wie im Bereich Agrarsubventio-
nen, Ungleichheit mit ihrem Handeln noch ver-
schärfen. 

   6  Siehe Eswar Prasad, The World Will Regret Its Retreat From Globalization, Foreign Policy, 24.3.2023, foreignpolicy.com/2023/03/24/trade-economy-
globalization-united-states-china-ira-chips-reshoring-decoupling-industry-china/

   7  Siehe The World’s Deadliest War Last Year Wasn’t in Ukraine, The Economist, 17.4.2023, www.economist.com/international/2023/04/17/
the-worlds-deadliest-war-last-year-wasnt-in-ukraine

   8  Siehe David Miliband, The World Beyond Ukraine, Foreign Affairs, 18.4.2023, www.foreignaffairs.com/ukraine/world-beyond-ukraine-russia-west

Quelle: Kekst CNC im Auftrag der Münchner Sicherheitskonferenz, siehe auch  
Tobias Bunde et al., Munich Security Report 2023: Re:vision, München 2023.
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Abbildung 2: Sicht auf internationale Regeln,  
Oktober/November 2022, in Prozent, ca. 1000 Befragte pro Staat
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Eine engere Zusammenarbeit mit Ländern des 
›Globalen Südens‹ steht aber noch vor einer ande-
ren Herausforderung: der Suche nach einem ge-
eigneten Umgang mit all jenen Staaten, die nicht 
bereit sind, im Wettkampf verschiedener Ord-
nungsvisionen Stellung zu beziehen. Bei diesen oft 
als »Schaukelstaaten,«9 »Zaungäste«10 oder neue 
»Blockfreie«11 bezeichneten Akteuren handelt es 
sich um einflussreiche Länder, die entschlossen 
eine eigenständige Außenpolitik verfolgen, sich 
die Türen sowohl in Richtung Westen als auch 
Russland und China offenhalten wollen und Wi-
derstand gegen Revisionisten aus der Sorge ver-
meiden, in eine wachsende Blockkonfrontation 
hineinzugeraten. Nach dieser Logik ist es für In-
dien durchaus möglich, Moskau für sein nuklea-
res Säbelrasseln zu tadeln und gleichzeitig seine 
Energiepartnerschaft mit Russland auszubauen; 
für die Türkei vorstellbar, die Ukraine mit Waffen 
zu beliefern und gleichzeitig bis vor kurzem 
Schwedens Beitritt zur Nordatlantikvertrags-Or-
ganisation (NATO) zu blockieren; oder für Brasi-
lien denkbar, UN-Resolutionen gegen Russlands 
Angriffskrieg zu unterstützen und dem Westen 
gleichzeitig vorzuwerfen, seine Waffenlieferungen 
an die Ukraine seien Kriegstreiberei.

Für diese Staaten ist die Zuspitzung geopoli
tischer Fronten sowohl Risiko als auch Chance. 
Angesichts starker Abhängigkeiten sowohl von 
revisionistischen Großmächten als auch dem 
westlichen Lager, großer Ungewissheit hinsicht-
lich der zukünftigen Machtverteilung in der Welt 
und massiver wirtschaftlicher Kosten, die ihnen 
im Falle einer weiteren Fragmentierung der Welt-
wirtschaft drohen, ist es für sie schlicht ein Fall 
von Risikominimierung, sich an keine Seite dau-
erhaft zu binden. Gleichzeitig bietet die Absiche-
rung in beide Richtungen diesen Ländern die 
Chance, ihre Sichtbarkeit auf der internationalen 
Bühne zu erhöhen und ihre eigene Verhandlungs-
macht zu stärken. Obgleich zahlreiche dieser 
Staaten viele der Regeln der bisherigen Ordnung 
schätzen – dieser Ordnung sogar ihren Aufstieg 
verdanken – ist ein beherzteres Eintreten gegen 
jene Staaten, die die regelbasierte Ordnung unter-
wandern, aktuell nicht von ihnen zu erwarten.

Deutschland als Brückenbauer 

Die Zusammenarbeit mit Ländern des ›Globalen 
Südens‹ auszubauen ist angesichts dieser tiefen 
Enttäuschung, aber auch einer zunehmend selbst-
bewusst vorgetragenen Mentalität der Blockfrei-
heit alles andere als eine einfache Aufgabe. Gerade 
Deutschland könnte es aber leichter fallen als an-
deren Staaten, Kooperation zu stärken – und damit 
für seine westlichen Partner wichtige Brücken zu 
schlagen. Dafür sprechen zum einen die Glaubwür-
digkeit seines Bekenntnisses zu Multilateralismus 
und zur Achtung des Völkerrechts, zum anderen 
seine Attraktivität als Wirtschaftspartner.

Deutschlands ›Nein‹ im Sicherheitsrat zu einer 
deutschen Beteiligung am Irak-Krieg vor mehr als 
20 Jahren hat zu einem Bild als Akteur beige
tragen, der die Einhaltung des Völkerrechts beson-
ders hoch gewichtet. Auch an anderer Stelle hat 
Deutschland dieses Bekenntnis verdeutlicht, etwa 
durch das unterschiedslose Anprangern von Ver-
stößen gegen UN-Resolutionen, auch wenn dies 
enge Partner betraf – etwa nach dem Rückzug der 
USA aus dem Gemeinsamen umfassenden Aktions-
plan (Joint Comprehensive Plan of Action – JC-
POA) mit Iran.12 Als zweitgrößter Beitragszahler 
zum gesamten UN-System, zweitgrößter bilatera-
ler Geber humanitärer Hilfe und zweitgrößter Ge-
ber weltweit von öffentlichen Mitteln für Entwick-
lungsleistungen kann es zudem keinen Zweifel an 
Deutschlands Bekenntnis zum Multilateralismus, 
zur UN-Charta-basierten Ordnung und zur Reduk-
tion jener Ungleichheiten geben, die die Ordnung 
weiterhin prägen.13 Und schließlich ist Deutsch-
land als viertstärkste Wirtschaftsnation der Welt 

   9  Siehe Heather A. Conley et al., Alliances in a Shifting Global Order: Rethinking Transatlantic Engagement with Global Swing States, Global 
Marshall Fund (GMF), 2.5.2023, www.gmfus.org/news/alliances-shifting-global-order-rethinking-transatlantic-engagement-global-swing-states

10  Siehe Bruce Jones, A Strategy for the Fence Sitters, Foreign Affairs, 15.6.2022, www.foreignaffairs.com/world/strategy-fence-sitters
11  Siehe Angela Stent, The West vs. the Rest, Foreign Policy, 2.5.2022, foreignpolicy.com/2022/05/02/ukraine-russia-war-un-vote- 

condemn-global-response/
12  Siehe Christoph Heusgen, The War in Ukraine Will Be a Historic Turning Point, Foreign Affairs, 12.5.2022, www.foreignaffairs.com/articles/

germany/2022-05-12/war-ukraine-will-be-historic-turning-point
13  Siehe 50 Jahre Deutschland in den Vereinten Nationen, abrufbar unter new-york-un.diplo.de/un-de/50-jahre-deutschland-in-den-vn/381468

Die Zusammenarbeit mit Ländern des  
›Globalen Südens‹ auszubauen ist alles andere 
als eine einfache Aufgabe.
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und wirtschaftliches ›Kraftwerk‹ Europas ein at-
traktiver Partner – insbesondere für jene Mächte, 
die sich selbst als neue Pole in einer veränderten 
internationalen Ordnung verstehen. In einer Welt 
voller transaktionaler Akteure,14 die für die Bezie-
hungen, die sie eingehen, handfeste Vorteile erwar-
ten, ist das ein klarer Vorteil. 

Allein aber reicht es nicht aus. Ob es gelingt, 
langfristig stabile Partnerschaften mit sehr unter-
schiedlichen Staaten des ›Globalen Südens‹ aufzu-
bauen, hängt stark davon ab, ob Deutschland, im 
engen Verbund mit seinen transatlantischen Part-
nern, es schafft, berechtigte Kritik an der Umset-
zung der Ordnung zu adressieren. Dafür werden 
Berlin und seine Verbündeten in Zukunft viel mehr 
ihrer Zeit und Ressourcen auf Themen und Her-
ausforderungen verwenden müssen, die Länder in 
Afrika, Asien und Lateinamerika bewegen. Wie 
das aussehen kann, gilt es auch auf dem UN-Zu-
kunftsgipfel 2024 zu diskutieren. Die Einhaltung 
eingegangener Verpflichtungen – sei es bei der Kli-
mafinanzierung oder bei Ausgaben für Entwick-
lungszusammenarbeit – muss genauso selbstver-
ständlich sein wie die ambitionierte Umsetzung 
angekündigter Initiativen, wie jener der Europäi-
schen Union (EU) und der Gruppe der Sieben (G7) 
zur Förderung globaler Infrastrukturprojekte. Bei 
all dem geht es nicht um kurzfristige Unterstützung 
für Länder des Globalen Südens, sondern um lang-
fristige Investitionen in nachhaltige Beziehungen.

Die Reform internationaler Organisationen darf 
kein Lippenbekenntnis bleiben. Ohne ernsthafte 
Veränderungen ihrer formalen und informellen 
Machtstrukturen wird einer der Hauptgründe fort-
bestehen, warum sich viele Länder wenig mit der 
bisherigen Ordnung identifizieren. Kaum eine Ins-
titution ist stärkerer Inbegriff für die Marginalisie-

rung des ›Globalen Südens‹, insbesondere Afrikas, 
in internationalen Entscheidungsgremien als der 
UN-Sicherheitsrat. Daran, dass die Reformversuche 
bisher im Sande verlaufen sind, ist nicht nur der 
Westen Schuld. Stärker herauszustellen, dass Chi-
na und Russland hierfür mitverantwortlich sind, 
ist aber kein Ersatz für eigene Reformbemühun-
gen. Deutschland unterstützt etwa die Erweiterung 
unter anderem um Brasilien, Indien und afrikani-
sche Staaten. Der ständige Sicherheitsratssitz, den 
es dabei für sich selbst beansprucht, würde das 
Ungleichgewicht zugunsten des Westens im Rat 
aber weiter verschärfen.15 Auch wenn die Reform-
aussichten in informellen Gremien, wie der Gruppe 
der 20 (G20), aktuell deutlich besser erscheinen,16 
müssen Deutschland und seine Partner insbesonde-
re in den UN und bei den Bretton-Woods-Instituti-
onen mehr Reformeinsatz zeigen. 

Um zu verhindern, dass die Reaktion vieler Staaten 
des ›Globalen Südens‹ auf konkrete Konflikte zu 
einer Proxy-Rebellion gegen die USA beziehungs-
weise den Westen degeneriert,17 kann es zudem 
helfen, drei weitere Grundsätze zu beherzigen:

Erstens sollte Deutschland zusammen mit sei-
nen Verbündeten intensiver darüber nachdenken, 
wie sie Partnern die Sorge nehmen, zwischen die 
Fronten eines destruktiven Nullsummenspiels zu 
geraten. Einflussreiche Länder enthielten sich auch 
deshalb den zentralen UN-Resolutionen zum Ukra-
inekrieg, weil sie die Gesuche des Westens nicht als 
Aufruf zur Verteidigung universeller Prinzipien ver-
standen, sondern als Forderung, Europa in einem 
sich zuspitzenden Großmachtkonflikt zu unterstüt-
zen.18 Um einen derartigen Eindruck in Zukunft 
zu verhindern, können ein paar Faustregeln helfen. 
Hierzu zählt die Vermeidung von Narrativen im 
Stile von ›Demokratien versus Autokratien‹, die ei-
ner schlichten Nullsummenlogik folgen, aber auch 
das Nutzen einer Sprache, die die Parteinahme nicht 
für Akteure, sondern für Prinzipien in den Fokus 
stellt – vor allem für solche, die allen Staaten glei-
chermaßen dienen.19 Parallel gilt es, im Sinne der 
amerikanischen Nationalen Sicherheitsstrategie im-
mer wieder herauszustellen, dass der Erhalt der re-
gelbasierten Ordnung der beste Garant insbeson-
dere auch für kleinere Staaten ist, nicht zur 
Spielfigur von Großmachtinteressen zu werden. 

14  Siehe The Economist, How to Survive a Superpower Split, 11.4.2023, www.economist.com/international/2023/04/11/how-to-survive-a-superpower-split
15  Siehe dazu die Standpunkte von Florian Laudi und Gunther Hellmann in diesem Heft.
16  Aktuell wird die Aufnahme der Afrikanischen Union (AU) in die G20 diskutiert. Bundeskanzler Olaf Scholz unterstützt dieses Ansinnen.
17  Siehe Fiona Hill im Rahmen der Lennart Meri Lecture 2023, lmc.icds.ee/lennart-meri-lecture-by-fiona-hill/
18  Siehe Theodore Murphy, Principles for Global Order: How Europeans and the Global South Can Shape the International Order Together, 

European Council on Foreign Relations (ECFR), 9.11.2022, ecfr.eu/article/principles-for-global-order-how-europeans-and-the-global-south-can-
shape-the-international-order-together/

19  Siehe Conley et al., Alliances in a Shifting Global Order, a.a.O. (Anm. 9).

Die Reform internationaler  
Organisationen darf kein  
Lippenbekenntnis bleiben.
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The open, rules-based international order, enshrined in the UN Charter, is 
experiencing fundamental shocks. If Germany and its partners want to play 
a prominent role in shaping the future of this order, they will have to make 
much greater efforts to move beyond the close circle of friends and 
strengthen cooperation with countries from the so-called ›Global South‹. 
For this to succeed, they will have to better take into account the concerns 
and interests both of countries that are deeply dissatisfied with the 
existing international order, and of powerful ›swing states‹ that are 
unwilling to choose sides in growing systemic competition. 
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Nicht selten stehen konkrete Abhängigkeiten 
hinter der Weigerung von Ländern, völkerrecht-
widriges Verhalten zu ahnden. Zweitens sollte 
Deutschland, wo Regierungen auf einer neutralen 
Haltung beharren, deshalb genaue Ursachenana-
lyse betreiben und den betreffenden Ländern helfen, 
jene militärischen, wirtschaftlichen und technologi-
schen Abhängigkeiten von revisionistischen Mäch-
ten zu verringern, die ihnen Neutralität selbst dort 
gebieten, wo sich ihre Interessen eindeutig mit de-
nen Deutschlands decken. Deutschland und seine 
europäischen Partner haben selbst viel Nachholbe-
darf, wenn es darum geht, ihre Exponiertheit ge-
genüber chinesischer Einflussnahme zu verringern. 
Bei der eigenen Politik der Risikoreduzierung (de-
risking) gilt es, Länder aus dem ›Globalen Süden‹ in 
Zukunft deutlich stärker mitzudenken und einzu-
binden – damit Risikoreduzierung in Deutschland 
und Europa nicht anderswo Wohlstandsverluste 
verursacht oder neue Abhängigkeiten schürt. 

Und gewiss kann es, drittens, nicht schaden, 
stärker für Verständnis zu werben und das eigene 
Engagement deutlicher herauszustellen. Denn nicht 
jedem, der dem Westen aktuell vorwirft, zu wenig 
auf Gespräche mit Russland zu setzen, dürfte klar 
sein, welche diplomatischen Anstrengungen Euro-
pa und die USA seit dem Jahr 2014 unternommen 
haben, um einen russischen Krieg zu verhindern. 
Und gerade, weil China und Russland das Gegen-
teil behaupten, lohnt es sich, herauszustellen, wie 
groß die Lücke ist, die zwischen dem Einsatz des 
Westens und jenem von Beijing und Moskau für 
Belange des ›Globalen Südens‹ klafft.20

Die alten Partner nicht vergessen

Deutschland kann einen wichtigen Beitrag für den 
Erfolg neuer Partnerschaften leisten. Die Vereinten 
Nationen sind hierfür Dreh- und Angelpunkt. 
Denn trotz ihrer zahlreichen Defizite sind sie für 
viele Länder des ›Globalen Südens‹ der einzig denk-
bare Ausgangspunkt für die Erneuerung der inter-
nationalen Ordnung. Für sie besitzen die UN, die 
sich historisch gegen Kolonialismus und Unterdrü-
ckung ausgesprochen haben und die mit der UN-
Charta die wichtigste, von der gesamten internati-
onalen Gemeinschaft verabschiedete Übereinkunft 

über die Gestalt der regelbasierten internationalen 
Ordnung verkörpern,21 als Forum ungebrochen 
hohe Legitimität. Selbst jene Mächte, die die UN-
basierte Ordnung untergraben, sind sich dessen 
bewusst – und verkaufen ihre autoritäre Alternati-
ve daher als ›Verteidigung‹ der UN-Charta.22

Keineswegs darf die stärkere Zusammenarbeit 
mit neuen Partnern aber heißen, die alten Verbün-
deten zu vernachlässigen. Das Ziel, die Kooperation 
mit Ländern jenseits des Westens zu stärken, ist 
dann leichter erreichbar, wenn der ›Globale Westen‹ 
selbst eng zusammensteht. Denn ein attraktiver 
Partner sind westliche Länder vor allem dann, 
wenn sie im Angesicht globaler Probleme ge- und 
entschlossen handeln. Der Lackmustest für diese 
Stärke und Geschlossenheit bleibt in vielerlei Hin-
sicht der Umgang mit der Ukraine. Wie soll der 
Westen glaubhaft die internationale Ordnung be-
wahren, wenn er es nicht einmal in Europa schafft, 
wichtige Regeln und Prinzipien zu verteidigen? 
Trotz aller Zögerlichkeit, sich gegen Russland zu 
stellen, und trotz des legitimen Wunsches, den Fo-
kus auf andere drängende globale Probleme zu ver-
schieben, werden viele Länder des ›Globalen Sü-
dens‹ genau hinschauen, ob der Westen bei der 
Verteidigung der Ukraine standhaft bleibt. Die 
Stärkung alter Bündnisse und die Erweiterung um 
neue sind deshalb zwei Seiten derselben Medaille.

20  Unter den größten Gebernationen humanitärer Hilfe finden sich ausschließlich Staaten des ›Globalen Westens‹, siehe Statista,  
www.statista.com/statistics/275597/largers-donor-countries-of-aid-worldwide/

21  Gleichwohl standen viele Länder zu dieser Zeit noch unter Kolonialherrschaft und auch die Sowjetrepubliken wurden erst deutlich später 
souverän, siehe www.un.org/en/about-us/member-states

22  China, Russland und andere Staaten haben sich dafür in einer Gruppe zusammengeschlossen, die sich ›Die Gruppe der Freunde zur Verteidigung 
der Charta der Vereinten Nationen‹ nennt, siehe Tom O’Connor, China, Russia, Iran, North Korea and More Join Forces ›in Defense‹ of U.N., 
Newsweek, 12.3.2021, www.newsweek.com/china-russia-iran-north-korea-more-join-forces-defense-un-1575810


